
Haushalt 2016
HSK IX+

Herausforderungen meistern, 
konsolidieren und investieren
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1. Entwicklung der Jahresergebnisse seit 2000
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Plan



Sozialleistungen
(TH 59)

Unterbringung
(TH 19+TH 61)

Integrations‐
management (TH 50)

Begleitung 
minderjähriger 

Flüchtlinge (TH 51)
Sonstiges (u.a. 

Ausländerbehörde)

56 Mio. €

74 Mio. €

5 Mio. €

12 Mio. €6 Mio. €

3. Flüchtlingsbedingter Aufwand (brutto, einschl. Personal)

153 Mio. €
insgesamt

• Steigerung gegenüber 2015: 91 Mio. €
• Zusätzlich: Investitionen: 75 Mio. € für Ankauf von Modulbauten und Gebäuden
• Prämisse: 7.000 unterzubringende Flüchtlinge
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4. Flüchtlingsbedingter Aufwand (netto) und Investitionen seit 2013
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Erträge 2016:  75 Mio. € (+58 Mio. € gegenüber 2015)
Prämissen: Erstattung nach 1 Jahr bei einer Pauschale von 9.500 €
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5. Entwicklung des Produktes „Kindertagesbetreuung“

in Mio. €
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Aufwand: +188 %; Zuschuss: +203 % 
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6. Übersicht Ergebnishaushalt 2016
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7. Übersicht ordentliche Erträge 2016 (in Mio. €)

* „Sonstiges“ umfasst Auflösungserträge aus Sonderposten, sonstige Transfererträge, aktivierte Eigenleistungen, 
Bestandsveränderungen und sonstige ordentliche Erträge

Erträge insgesamt: 2,147 Mrd. €
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Gewerbesteuer
559
26%

Gebühren
138
6%

Kostenerstattungen
445
21%

Zuwendungen
246
11%

Finanzerträge
110
5%

Sonstiges*
189
9%

sonstige Steuern
76
4%

Einkommensteuer
238
11%

Grundsteuer
146
7%



8. Gewerbesteueransatz bei 559 Mio. €
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9. Übersicht ordentliche Aufwendungen 2016 (in Mio. €)

Personalaufwendungen
545
24%

Sachaufwendungen
237
11%

Zinsaufwendungen
61
3%

Abschreibungen
91
4%

soziale 
Transferaufwendungen*

567
25%

Zuwendungen
87
4%

Gewerbesteuerumlage 
und sonstige 
Transferaufw. 

87
4%

Regionsumlage
372
17%

Sonstiges
185
8%

Aufwendungen insgesamt: 2,232 Mrd. €

* Ohne Zuwendungen an Dritte, Regions- und Gewerbesteuerumlage 9



10. Stellenmehrbedarf 2016

FB Personal
17,00
5%

FB 
Gebäudemanagement

32,50
9%

FB Öffentliche Ordnung
22,00
6%

FB Feuerwehr
22,00
6%

FB Schule+Bibliotheken
21,39
6%FB Bildung

8,50
2%

FB Herrenhäuser 
Gärten
4,00
1%

FB Soziales
87,50
24%

FB Jugend+Familie
107,95
30%

FB Planen
20,50
6%

Sonstige
16,50
5%

davon:
• 70 Stellen refinanziert
• 18 Stellen für Verkehrssicherungspflicht
• 224 Stellen für Flüchtlinge (+ 27 Nachwuchskräfte)

360 Stellen 
insgesamt
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11. Übersicht Investitionen 2016 (in Mio. €)

FB Steuerung  u. 
Personal

12
5%

FB Finanzen
2
1%

FB Wirtschaft
20
9%

FB Feuerwehr
7
3%

FB Bibliothek, Museen 
u. Kulturbüro

2
1%

FB Schulen u. Stiftungen
6
3%

FB Herrenhäuser Gärten
3
1%

FB Sport u. Bäder
4
2%

FB Planen u. 
Stadtentwicklung

68
30%

FB Tiefbau
28
12%

FB Umwelt u. Stadtgrün
4
2%

FB 
Gebäudemanagement

63
28%

sonstige
6
3%

Inklusive 75 Mio. € für die Unterbringung von 
Flüchtlingen 11

225 Mio. €
insgesamt



12. Netto-Neuverschuldung und Investitionen (in Mio. €)
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Netto-Neuverschuldung  Investitionen  

Unterbringung Flüchtlinge



13. HSK IX+

13

Konsolidieren und investieren



14. Ziel von HSK IX+
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Haushaltsausgleich 
ohne flüchtlingsbedingte Mehraufwendungen
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15. Aufbau von HSK IX (vom Rat beschlossen)

Optimierung
Geschäftsprozesse

4,3 Mio. €

Restriktive Haushalts-
bewirtschaftung

12,5 Mio. €

Dezernatsquote 11,8 Mio. €

Beteiligungen 5 Mio. €

Laufzeit: 2015 - 2017

Erhöhung 
Vergnügungsteuer

1,2 Mio. €

HSK-Volumen: 
34,8 Mio. €



16. HSK IX+: wie in Drucksache 1916/2014 angekündigt

HSK-Volumen: 
88 Mio. €

GPO, Aufgabenkritik 
+ Reorganisation

29,3 Mio. €

Restriktive Haushalts-
bewirtschaftung

12,5 Mio. €

Dezernatsquote 12,5 Mio. €

Beteiligungen

Laufzeit: 2015 - 2018

(+ 25 Mio. €)

Stelleneinsparquote 
von 1,25 % pro Jahr 18,7 Mio. €

Doppelhaushalt 2017/18 10 Mio. €

5 Mio. €
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17. Aufbau von HSK IX+: Verlängerung der Laufzeit und Erhöhung um 57 Mio. €

HSK-Volumen: 
91,8 Mio. €

Restriktive Haushalts-
bewirtschaftung

12,5 Mio. €

Dezernatsquote 11,8 Mio. €

Laufzeit: 2015 - 2018

Personalkosteneinsparung 8,5 Mio. €

Doppelhaushalt 2017/18 10 Mio. €

Beteiligungen 5 Mio. €

Prüfung von Aufgaben
(vier Maßnahmen)

14,5 Mio. €

Gewerbesteuererhöhung 24 Mio. €

Optimierung
Geschäftsprozesse 4,3 Mio. €

Erhöhung 
Vergnügungsteuer 1,2 Mio. €



18

18.1 Aufgabenkritik: Qualitätsoffensive Schulkinderbetreuung

Ziel dieser Maßnahme ist die Entwicklung eines mittel- und langfristigen Konzeptes 
zum Ausbau der Ganztagsgrundschule und zur Sicherung einer qualitativen 
Grundschulkinderbetreuung.

Die Bildung und Betreuung für Grundschulkinder soll
• qualitätsvoll,
• verlässlich,
• stadtteilorientiert,
• bedarfsgerecht
sein.

Um dieses Ziel flächendeckend umzusetzen, ist eine Prüfung erforderlich. Die 
Prüfung soll die räumlichen, personellen und finanziellen Auswirkungen auf die 
zurzeit bestehenden Angebote (z.B. Horte, innovative Modellprojekte, 
schulergänzende Betreuungsmaßnahmen) aufarbeiten.

Bei der Aufstellung eines Umsetzungsplans wird berücksichtigt, welche finanziellen 
Ressourcen eines Stufenkonzepts für die Umsetzung des Soll-Konzepts erforderlich 
sind und wie diese Ressourcen durch Umschichten im Ergebnis- und Finanzhaushalt 
haushaltsneutral aufgebracht werden können.

Es werden langfristig Effekte in Höhe von bis zu 10 Mio. € für den städtischen 
Haushalt erwartet.
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18.2 Aufgabenkritik: Konzentration der städtischen Beschäftigungsförderung

Vor dem Hintergrund der – in seiner Gesamtheit – deutlich entspannten Situation am 
Arbeitsmarkt soll eine Überprüfung der Zuschüsse und Aktivitäten im Rahmen der 
städtischen Förderung öffentlicher Beschäftigung erfolgen. 

Dies betrifft sowohl die (Ko-)Finanzierung entsprechenden Programme v. d. H. die 
Mitfinanzierung durch Dritte (Jobcenter, Arbeitsagentur, Region) als auch die Tätigkeit 
des städtischen Beschäftigungsstützpunktes Hölderlinstr., insbesondere auch für 
andere städtische Organisationseinheiten.

Für den städtischen Haushalt wird hierdurch mit einem mittelfristigen Einsparvolumen 
von 1 Mio. € gerechnet.
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18.3 Aufgabenkritik: Familien- und Erziehungsberatung

Durch intensive Verhandlungen mit der Region Hannover konnte erreicht werden, 
dass eine unterstützende Förderung für die regionsangehörigen Städte mit eigenem 
Jugendamt von der Region gewährt wird. Der bisherige Aufwand von 2,7 Mio. € für 
die städtische Jugend- und Familienberatung sowie 0,3 Mio. € für Zuschüsse an 
Familienbildungsstätten in freier Trägerschaft werden von der Region erstattet.

Die Mehrerträge sind bereits im Verwaltungsentwurf des Haushaltsplanes für 2016 
und in der Mittelfristplanung 2017-2019 veranschlagt.
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18.4 Aufgabenkritik: Restrukturierung der Volkshochschule Hannover (VHS)

Die VHS befindet sich auf dem Weg zu einer grundlegenden Modernisierung. Dieser Prozess hat 
bereits mit dem Projekt „Einführung von betriebswirtschaftlichen Steuerungselementen“ im Rahmen 
von HSK IX begonnen und beinhaltet auch die Bündelung der gemeinwohlorientierten Bildung in der 
„Akademie für Erwachsene“. Eine erhöhte Transparenz in der Kostenstruktur, verbunden mit 
einer über Zielvereinbarungen definierten Höhe des Kostendeckungsgrades, sorgt für eine 
effektivere Auslastung des Kursangebots und führt damit auch zu einer höheren Wirtschaftlichkeit.

Die VHS der LHH kommt als eine der wenigen Volkshochschulen im Land Niedersachsen den 
arbeits- und sozialversicherungsrechtlichen Urteilen und Bestimmungen nach, in dem sie die 
Kursangebote des Zweiten Bildungswegs (Nachholen von Schulabschlüssen) ausschließlich mit 
hauptberuflichen Lehrpersonal durchführt. Faktisch übernimmt sie aufgrund der starken Nachfrage 
zudem auch die Funktion eines Oberzentrums in der Region für den Sekundar-I-Bereich. Die LHH 
wird daher auf das Land einwirken, eine fachangemessene Erstattung der Personalkosten für 
die Bereitstellung des Lehrpersonals und der Erfüllung dieser Landesaufgabe zu erwirken.

Eine bessere Finanzierung kann des Weiteren durch Kooperationen und Netzwerkverbünde in 
den Bereichen der Deutsch- und Integrationskurse und der beruflichen Bildung erzielt werden. 
Wirtschaftliche Synergien lassen sich unter anderem durch die Pool-Bildung von geeigneten 
Kursleitungen und eine Vollfinanzierung von Kursangeboten und Kooperationsprojekten durch die 
Arbeitsagentur oder das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge erzielen. Weitere Potentiale sind 
auch in der bedarfsgerechten Beratung und Einstufung als Voraussetzung für eine Verteilung von 
TeilnehmerInnen und Aufgaben auf die jeweiligen Angebote bei unterschiedlichen Bildungsträgern in 
der Region Hannover zu finden.

Mit diesen Maßnahmen soll ein Konsolidierungsbeitrag von 0,5 Mio. € erwirtschaftet werden.
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19. Personalkosteneinsparung

Die Personalausgaben sollen dauerhaft um 8,5 Mio. € reduziert werden. Für den 
Abbau soll die altersbedingte Fluktuation der Jahre 2016 - 2018 genutzt werden. 

Statt des Wegfalls von altersbedingt frei werdenden Stellen können andere Stellen zur 
Streichung benannt werden.

Die Prüfung und Beurteilung, welche Stelle jeweils gestrichen werden soll, ist 
vorrangig unter dem Aspekt der Aufgabenkritik vorzunehmen. 

Das Anbringen von KW-Vermerken (künftig wegfallend) ist dabei zulässig.
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20. Doppelhaushalt 2017/18

Für die Haushaltsjahre 2017 und 2018 wird erstmals ein Doppelhaushalt aufgestellt, 
mit dem Einsparungen von 10 Mio. € realisiert werden sollen. 

Die Einsparungen ergeben sich durch eine Abflachung der Aufwandssteigerungen. 
Die Umsetzung erfolgt durch eine zentrale Vorgabe und wird im Dialog zwischen dem 
Fachbereich Finanzen mit den anderen Fachbereichen konkretisiert.
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21. Gewerbesteuererhöhung

Die Gewerbesteuer soll zum 01.01.2016 um 20 auf 480 Hebesatzpunkte erhöht werden. Damit 
können nach derzeitiger Einschätzung 24 Mio. € Mehrerträge erzielt werden (+4,4 Prozent). 

Die durchschnittliche Besteuerung des Gewerbesteuerertrags (vereinfacht ausgedrückt: des 
Gewinns) steigt durch die Anhebung von 16,0 auf 16,7 Prozent, also um 0,7 Prozentpunkte. 
Beispielsweise zahlt dann ein Unternehmen mit einem Gewinn von 1 Mio. € dann nicht mehr 
160.000 € an Gewerbesteuer, sondern 167.000 €.

Die Erhöhung des Hebesatzes wäre nicht notwendig, wenn der Gesetzgeber endlich die 
Gewerbesteuer grundlegend reformieren würde. So ist kaum einzusehen, dass gut laufende 
Rechtsanwaltskanzleien und Arztpraxen keine Gewerbesteuer zahlen. Allein die Steuerpflicht der 
Freiberufler/innen würde das Gewerbesteueraufkommen um rund 20 % - also mehr als 100 Mio. €
- steigern. 

Die Maßnahme steht im unmittelbaren Zusammenhang mit der aktuellen Investitionsoffensive, 
die die Attraktivität des Standortes erheblich steigern wird. Die normative Begründung der 
Gewerbesteuer besteht darin, dass die Unternehmen sich an den Kosten der kommunalen 
Infrastruktur beteiligen sollen. Genau dazu dient die Gewerbesteuererhöhung. Der Kapitaldienst
für die zusätzlichen Investitionen von 500 Mio. € wird durch die höheren Gewerbesteuererträge 
finanziert. Das versetzt die Stadt in die Lage, die zusätzlichen Schulden auch wirklich wieder zu 
tilgen.

Die letzte Anhebung der Gewerbesteuer erfolgte bei der Landeshauptstadt Hannover im Jahr 1992, 
also vor 23 Jahren. Die Steuererhöhung bewegt sich auf dem Niveau von Städten mit mehr als 
500.000 EinwohnerInnen, z. B. Essen mit 480, Dortmund mit 485 oder München mit 490 
Hebesatzpunkten).


